
= Bundesministerium 

Inneres 

2025-0.515.355 (BMI/Förderungswesen) 

Förderungsvertrag 

abgeschlossen zwischen der 

Republik Österreich 

vertreten durch den Bundesminister für Inneres 

und dem 

Kompetenzzentrum Sicheres Österreich (KSÖ) 

vertreten durch [iin



Die Republik Österreich als Förderungsgeber, vertreten durch den Bundesminister für Inneres 

(1010 Wien, Herrengasse 7) und das Kompetenzzentrum Sicheres Österreich (kurz: KSÖ), 

ee: HE, EEE: EEE) als Förderungsnehmer, vertreten durch 

| GE, schließen hiermit nachstehenden 

Förderungsvertrag 

§ 1 

Gewahrung der Forderung 

Nach Maßgabe der "Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus 

Bundesmitteln (ARR 2014)", BGBI. Il Nr. 208/2014 (sämtliche Rechtsgrundlagen bilden integ- 

rierende Bestandteile des Vertrages) und unter Bezugnahme auf das Förderungsansuchen 

vom 12.06.2025 gewährt der Förderungsgeber dem Förderungsnehmer eine Förderung. 

§ 2 

Gegenstand und Ziel der Forderung 

Gegenstand dieser Gesamtförderung ist die bestimmungsgemäße Gesamttatigkeit des För- 

derungsnehmers mit der Zielsetzung, die Umsetzung des Arbeitsprogramms vom 01.07.2025 

bis 30.06.2027 gemäß Anlage 2 in folgenden thematischen Förderschwerpunkten zu ermögli- 

chen: 

1) Rechts- und Technologiedialog (RTD) 

2) Cybercrime Prävention 

3) KSÖ-Planspiel 

4) Tag der kritischen Infrastruktur 

5) Sicherheitsgipfel 

6) Jährliche Schwerpunktprojekte der KSÖ-Landesverbände 

7) KSÖ-Sicherheitspreis 

Übergeordnetes Ziel der Förderung ist es, durch die Vernetzung von Akteuren aus Wirtschaft, 

Wissenschaft, Gesellschaft und Behörden die Kooperation in für die innere Sicherheit wesent- 

lichen Themenfeldern zu verbessern. 

Gegenstand, Zielsetzungen und angestrebte Ergebnisse in den einzelnen Themenfeldern sind 

im Leistungsplan (Anlage 2) und der Indikatorenliste (Anlage 5) näher definiert. 
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Das Forderungsansuchen bildet einen integrierenden Bestandteil des Vertrages (siehe Anla-
gen 1 bis 5). Bei Widerspruch gelten in erster Linie die Bestimmungen des Forderungsvertra-
ges und sodann die des Ansuchens und dessen Anlagen.

§3

Art und Hohe der Forderung

(1) Der F6rderungsgeber gewahrt eine sonstige Geldzuwendung in der Hohe von maximal

1.400.000 Euro.

Verringern sich die forderbaren Kosten, verringert sich die Forderungshohe aliquot.

(2) Die Forderung kann gekOrzt bzw. die bereits ausbezahlten Betrage zurOckgefordert wer-

den, wenn der Forderungsnehmer nach Abschluss des Forderungsvertrages von einem

anderen Organ des Bundes oder einem anderen Rechtstrager einschlier1lich anderer Ge-

bietsk6rperschaften eine Forderung fOr dieselbe Leistung, auch mit verschiedener Zweck-

widmung, erhalt oder eine hohere als die vereinbarte Eigenleistung erbringt oder erbringen

kann. In diesen Fallen kann die Forderung auf jene Hohe gekOrzt werden, die gewahrt

worden ware, ware der Umstand zum Zeitpunkt des Abschlusses des Forderungsvertrages

bereits bekannt gewesen. In diesem Ausmar1 konnen auch bereits ausbezahlte Betrage

zurOckgefordert werden (§ 15).

§4

Beginn und Dauer der Laufzeit der Forderung.

Zeitplan der Leistungsdurchfuhrung

(1) Die Laufzeit der Forderung beginnt am 01.07.2025 und endet am 30.06.2027. Nach Ende

der Laufzeit der Forderung bestehen aber Pflichten aus dem Forderungsvertrag weiter, wie

insbesondere Nachweis-, Berichts- und Aufbewahrungspflichten.

(2) Zur Erbringung der geforderten Leistung wird folgender Zeitplan festgelegt: 01.07.2025 bis

30.06.2027.
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§5

Forderbare und nicht forderbare direkte Kosten

(1) Fbrderbar sind nur jene Kosten, die unmittelbar mit der gefbrderten Leistung in Zusam-

menhang stehen, im Rahmen der Abrechnung anerkannt werden und in jenem Ausmar..,

als sie zur Erreichung des Fbrderungszieles unbedingt erforderlich sind und ab 01.07.2025

entstanden sind.

(2) Fbrderbare Kosten sind die zur Umsetzung des Leistungsplans (Anlage 2) erforderlichen

Kosten gemar.. Finanzplan (Anlage 3). Diese Kosten sind nachweispflichtig und nicht als

Pauschalbetrag zu verstehen.

(3) Nicht fbrderbare Kosten sind insbesondere: Siehe Anlage 7.

(4) Die auf die Kosten der forderbaren Leistung entfallende Umsatzsteuer ist nicht forderbar.

Sofern diese Umsatzsteuer aber nachweislich tatsachlich und endgultig von vom Fbrde-

rungsnehmer zu tragen ist, somit fUr ihn keine Vorsteuerabzugsberechtigung besteht, wird

sie als fbrderbarer Kostenbestandteil berucksichtigt. Die - auf welche Weise auch immer

- ruckforderbare Umsatzsteuer ist auch dann nicht fbrderbar, wenn sie die der Fbrderungs-

nehmer nicht tatsachlich zuruckerhalt. Sollte eine Fbrderung seitens des Finanzamtes we-

gen des Vorliegens einer nach dem Umsatzsteuergesetz 1994, BGBI. Nr. 663/1994, steu-

erbaren und steuerpflichtigen Leistung des Fbrderungsnehmers an den Forderungsgeber

nicht als Fbrderung, sondern als Auftragsentgelt angesehen werden und dafUr vom Fbrde-

rungsnehmer eine Umsatzsteuer an das Finanzamt abzufUhren sein, ist das Auftragsent-

gelt als Bruttoentgelt anzusehen. Eine zusatzliche, gesonderte Abgeltung der Umsatz-

steuer - aus welchem Rechtsgrund immer - ist somit ausgeschlossen.

(5) Personal- und Reisekosten werden bis zu jener Hbhe anerkannt, die dem Gehaltsschema

des Bundes und der Reisegebuhrenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133/1955, fUr vergleichbare

Bundesbedienstete entspricht.

(6) Fbrderbar im Zusammenhang mit der Nutzung von Leasinggegenstanden zur DurchfUh-

rung der fbrderungswurdigen Leistung ist das fallige Leasingentgelt, wobei maximal vom

Nettohandelswert des Leasinggegenstandes unter Bedachtnahme auf die Dauer der Leis-

tung und Berucksichtigung der betriebsgewbhnlichen Nutzungsdauer des Leasinggegen-

standes auszugehen ist.
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(7) Oberschreitet die Amortisationsdauer einer Sache (§ 285 ABGB), die zur DurchfUhrung der

Leistung angeschafft wird, den Zeitraum der Leistung, wird maximal jener Kostenanteil

gefordert, der der Abschreibung nach dem Einkommensteuergesetz 1988 (EStG 1988),

BGB!. Nr. 400/1988 fUr den Leistungszeitraum entspricht.

§6

Indirekte Kosten (Gemeinkosten)

(1) Indirekte Kosten (Gemeinkosten) werden bis zu einem Ausmal1 von 5% der Fordersumme

gefordert, wenn sie zur Erreichung des Forderungszieles erforderlich sind und ab

01.07.2025 entstanden sind. Sie konnen nicht als direkte Kosten (§ 5) gefordert werden.

(2) Ais Gemeinkosten forderbar sind Kosten fOr Administration und Management, indirekte

Personalkosten, EDV-Nutzung, Rechnungswesen und ahnliches.

(3) Gemeinkosten sind vom Forderungsnehmer im Einzelnen durch entsprechende Belege

nachzuweisen. Gemeinkosten sind nur anteilsmal1ig forderbar. Es sind im Zuge der Ab-

rechnung nachvollziehbare SchlOssel vorzulegen z. B. basierend auf Quadratmeterzahlen,

Personalstunden etc.

§7

Wegfall oder wesentliche Anderung des Verwendungszwecks

Wird eine Sache, deren Preis (Wert) die nach den jeweils geltenden einkommenssteuerrecht-

lichen Bestimmungen fOr geringwertige WirtschaftsgOter des Anlagevermogens festgesetzte

Betragsgrenze um das Vierfache Obersteigt, vom Forderungsnehmer ausschliel1lich oder

Oberwiegend aus Forderungsmitteln angeschafft - dabei sind samtliche Forderungen des Bun-

des mal1geblich - hat der Forderungsnehmer bei Wegfall oder wesentlicher Anderung des

Verwendungszweckes den Forderungsgeber davon unverzOglich in Kenntnis zu setzen und

auf dessen Verlangen

a) eine angemessene Abgeltung zu leisten,

b) die betreffende Sache dem Forderungsgeber zwecks weiterer Verwendung zur

VerfOgung zu stellen oder
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c) in das Eigentum des Bundes zu ubertragen.

Ais angemessene Abgeltung ist der Verkehrswert der Sache im Zeitpunkt des Wegfalls oder

der Anderung des Verwendungszweckes heranzuziehen. Falls die Sache nicht ausschlieP.,lich

aus Bundesmitteln angeschafft wurde, ist der der F6rderung des F6rderungsgebers entspre-

chende aliquote Anteil am Verkehrswert abzugelten.

§8

Allgemeine Forderungsbedingungen

(1) Der F6rderungsnehmer hat

1. mit der DurchfOhrung der Leistung gemaP.,dem vereinbarten Zeitplan, ansonsten

unverzuglich nach Gewahrung der F6rderung zu beginnen, die Leistung zugig

durchzufOhren und diese innerhalb der vereinbarten, ansonsten innerhalb einer

angemessenen Frist abzuschlieP.,en,

2. dem F6rderungsgeber aile Ereignisse, welche die DurchfOhrung der gef6rderten

Leistung verz6gern oder unm6glich machen oder eine Abanderung gegenuber

dem F6rderungsansuchen oder vereinbarten Auflagen und Bedingungen erfor-

dern wurde, unverzuglich und aus eigener Initiative anzuzeigen und ihren oder

seinen Mitteilungspflichten jeweils unverzuglich nachzukommen,

3. Organen oder Beauftragten des Bundes und der EU Einsicht in ihre oder seine

Bucher und Belege sowie in sonstige der Oberprufung der DurchfOhrung der Leis-

tung dienende Unterlagen bei sich selbst oder bei Dritten und die Besichtigung an

Ort und Stelle zu gestatten oder auf deren Verlangen vorzulegen, ihnen die erfor-

derlichen Auskunfte zu erteilt oder erteilen zu lassen und hierzu eine geeignete

Auskunftsperson bereitzustellen, wobei uber den jeweiligen Zusammenhang die-

ser Unterlagen mit der Leistung das Pruforgan entscheidet,

4. aile Bucher und Belege sowie sonstige in Z 3 genannten Unterlagen zehn Jahre

ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten F6rderung, bei der Ge-

wah rung von Gelddarlehen ab Auszahlung des Darlehens, jedenfalls aber bis zur

vollstandigen Ruckzahlung, in beiden Fallen mindestens jedoch ab der DurchfOh-

rung der Leistung sicher und geordnet aufzubewahren; sofern unionsrechtlich dar-

uber hinausgehende Fristen gelten, kommen diese zur Anwendung,

5. wenn zur Aufbewahrung Bild- und Datentrager verwendet werden, die vollstan-

dige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und uberprufbare Wiedergabe bis

zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit zu gewahrleisten; in diesem Fall ist

der F6rderungsnehmer verpflichtet, auf seine Kosten aile Hilfsmittel zur Verfugung

zu stellen, die notwendig sind, um die Bucher, Belege und sonstigen Unterlagen
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lesbar zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauerhafte

Wiedergaben beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben

diese auf Datentragern zur Verfugung zu stellen,

6. bei der Vergabe von Auftragen fUr Lieferungen und Leistungen unbeschadet der

Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2018 (BVergG 2018), BGB!. I Nr.

65/2018, zu Vergleichszwecken nachweislich mindestens drei Angebote einzuho-

len, sofern die H6he des Auftragswertes den Betrag von 10.000 Euro ink!. USt.

uberschreitet. Auftrage fUr Dienstleistungen k6nnen bis zu einem Auftragswert

von 10.000 Euro ink!. USt. auf der Grundlage eines einzigen Angebots vergeben

werden. Auftrage fUr Lieferungen k6nnen bis zu einem Auftragswert von

10.000 Euro ink!. USt auf Grundlage von zwei Angeboten/unverbindlichen Preis-

auskunften vergeben werden. Auftrage unter 1.000 Euro ink!. USt. k6nnen auf der

Grundlage eines einzigen Angebots vergeben werden.

7. F6rderungsmittel des Bundes unter Beachtung der Grundsatze der Sparsamkeit,

VVirtschaftlichkeit und Zweckmar1igkeit einzusetzen und nur fUr den Zweck zu ver-

wenden, fUr den sie gewahrt wurden und insbesondere bei Gesamtf6rderungen in

ihrer oder seiner gesamten Gebarung diese Grundsatze zu befolgen,

8. F6rderungsmittel des Bundes nicht zur Bildung von Rucklagen oder Ruckstellun-

gen nach dem Einkommensteuergesetz 1988, zu verwenden,

9. jede Abtretung, Anweisung oder Verpfandung des Anspruches aus der gewahrten

F6rderung zu unterlassen,

10. das Gleichbehandlungsgesetz, BGB!. I Nr. 66/2004, zu beachten [Anmerkung: gilt

nur fOr Unternehmerj und das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz, BGB!. I

Nr. 82/2005, sowie das Diskriminierungsverbot gemar1 § 7b des Behindertenein-

stellungsgesetzes (BEinstG), BGB!. Nr. 22/1970, zu berucksichtigen.

(2) Sofern nicht bereits im Ansuchen angegeben, hat der F6rderungsnehmer bekannt-

zugeben, welche F6rderungen aus 6ffentlichen Mitteln einschlier1lich EU Mitteln

nach Einbringung des F6rderungsansuchens fUr dieselbe Leistung, auch wenn mit

verschiedener Zweckwidmung, gewahrt wurden, oder um welche derartige F6rde-

rungen er bei einer anderen haushaltsfUhrenden Stelle des Bundes oder einem an-

derem Rechtstrager einschlier1lich anderer Gebietsk6rperschaften und der EU nach

Einbringung des F6rderansuchens angesucht hat oder noch ansuchen will.
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§9

Besondere Forderungsbedingungen

(1) Zur Sicherstellung einer zielgerichteten Verwendung der Forderungsmittel im Sinne

des 6ffentlichen Interesses und zur inhaltlichen Abstimmung der Zusammenarbeit

werden gemeinsame Qualitatszirkel von BMI und Ksb mit mindestens halbjahrli-

cher Frequenz durchgefOhrt (ins Auge gefasst sind diese im April und November,

bei Bedarf auf Ersuchen eines der beiden Vertragspartner jederzeit).

(2) Die Forderbarkeit von Unterauftragen (Beauftragung von Leistungen externer Drit-

ter) ist mit einem Prozentsatz von maximal 50 Prozent der F6rderungssumme be-

schrankt.

(3) Die fOr die Aktivitaten der KSO-Landesclubs (Themenbereich 6) vorgesehene F6r-

derungssumme in der Hohe von 161.650 Euro ist fOr diesen Zweck zweckgewidmet

und kann nicht fOr andere Zwecke umgewidmet werden. Maximal 25 Prozent der

davon in einem Kalenderjahr eingesetzten F6rderungsmittel dOrfen zur Finanzie-

rung von Vorhaben eines Bundeslandes genutzt werden (au!1er in begrOndeten

Ausnahmefallen). Nicht genutzte F6rderungsmittel dieses Topfes k6nnen innerhalb

der Laufzeit des F6rderungsvertrages auf das nachste Jahr Obertragen werden.

(4) 1m Rahmen dieses F6rderungsvertrags gef6rderte Aktivitaten mOssen zu mindestens

20 Prozent durch Eigenleistungen (Eigenmittel, Sachleistungen oder Beitrage Dritter

ausgenommen F6rderungen) finanziert werden.

(5) Das KSO stellt sicher, dass die Websites und mobile Anwendungen des KSO barrie-

refrei gema!1 dem Bundesgesetz Ober den barrierefreien Zugang zu Websites und mo-

bilen Anwendungen des Bundes (Web-Zuganglichkeits-Gesetz - WZG), BGB!. I Nr.

59/2019, ausgestaltet sind.

§ 10

Datenverarbeitung durch den Forderungsgeber

(1) Der F6rderungsnehmer nimmt zur Kenntnis, dass der Forderungsgeber als Verantwortli-

cher berechtigt ist,

a) die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallen-

den personenbezogenen Daten zu verarbeiten, wenn dies fOr den Abschluss und
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die Abwicklung des Forderungsvertrages, fOr Kontrollzwecke und die Wahrneh-

mung der der haushaltsfOhrenden Stelle gesetzlich ubertragenen Aufgaben erfor-

derlich ist;

b) zu Kontroll- und Abstimmungszwecken die fUr die Beurteilung des Vorliegens der

Forderungsvoraussetzungen, zur Prufung des Verwendungsnachweises oder einer

allfalligen Ruckforderung der Forderung erforderlichen personenbezogenen Daten

uber die von dem Forderungsnehmer selbst erteilten Auskunfte hinaus auch durch

Ruckfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen des Bundes oder bei

einem anderen Rechtstrager, der einschlagige Forderungen zuerkennt oder abwi-

ckelt, oder bei sonstigen Dritten zu erhaben und diesen offenzulegen;

c) Transparenzportalabfragen gema~ § 32 Abs. 5 Transparenzdatenbankgesetz 2012

(TDBG 2012) durchzufOhren.

(2) Der Forderungsnehmer nimmt zur Kenntnis, dass es dazu kommen kann, dass personen-

bezogene Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Rechnungshofes (insbe-

sondere gema~ § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948,

BGB!. Nr. 144/1948), des Bundesministeriums fOr Finanzen (insbesondere gema~ §§ 57

bis 61 und 47 BHG 2013, BGB!. I Nr. 139/2009, sowie § 14 ARR 2014) und der EU nach

den EU-rechtlichen Bestimmungen ubermittelt oder offengelegt werden mussen.

(3) Daruber hinaus nimmt der Forderungsnehmer zur Kenntnis, dass der Forderungsgeber

verpflichtet sein kann, Informationen von allgemeinem Interesse gem.

Art. 22a Abs. 1 B-VG sowie Informationen nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes

uber den Zugang zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz -IFG), BGB!. I Nr. 5/2024,

zu veroffentlichen oder Zugang zu diesen zu gewahren. Der Forderungsnehmer hat dem

Forderungsgeber allfallige Grunde gema~ § 6 IFG unverzuglich zu melden, die aus seiner

Sicht gegen eine Veroffentlichung oder sonstige Preisgabe einer bestimmten Information

nach den Bestimmungen des IFG sprechen konnten (wie insbesondere Berufs-, Ge-

schafts- und Betriebsgeheimnisse). Weiters nimmt der Forderungsnehmer zur Kenntnis,

dass nach den Bestimmungen des § 40k TDBG 2012 personenbezogene Daten uber For-

derungsnehmerinnen/Forderungsnehmer veroffentlicht werden konnen.

(4) Welche personenbezogenen Daten vom Forderungsgeber oder der Abwicklungsstelle ver-

arbeitet werden, ist in Pkt. 2 der Anlage 6 geregelt. Der Forderungsnehmer bestatigt, die
"als Anlage angeschlossene Information zur Datenverarbeitung (Datenverarbeitungsaus-

kunft) erhalten und zur Kenntnis genom men zu haben. Die Datenverarbeitungsauskunft

bildet einen integrierenden Bestandteil des Vertrages.
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(5) Der Forderungsnehmer bestatigt weiters, dass die Offenlegung von personenbezogenen

Daten gegenuber dem Forderungsgeber oder der Abwicklungsstelle in Obereinstimmung

mit den Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz naturlicher Personen

bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/4611EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABI. Nr. L 119 yom

4.5.2016 S.1 (im Foigenden: DSGVO) und des Bundesgesetzes zum Schutz naturlicher

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz -DSG),

StF: BGBI. I Nr. 165/1999 igF, erfolgt.1

§ 11

Mitwirkung an der Evaluierung

Der Forderungsnehmer hat an der yom Forderungsgeber durchzufUhrenden Evaluierung

der Forderung oder des Forderungsprogrammes mitzuwirken. Der Forderungsnehmer hat

dem Forderungsgeber oder der yom Forderungsgeber fUr die DurchfUhrung der Evaluie-

rung beauftragten Stelle die fUr die Evaluierung erforderlichen Daten zu ubermitteln und

Auskunfte zu erteilen. Foigende Informationen sind yom Forderungsnehmer jahrlich mit

dem Verwendungsnachweis bekanntzugeben: Daten laut Indikatorenliste (Anlage 5).

Daruber hinaus hat der Forderungsnehmer auf Aufforderung der mit der DurchfUhrung der

Evaluierung beauftragten Stelle weitere fUr die DurchfUhrung der Evaluierung erforderli-

chen Daten zu ubermitteln und/oder AuskCmfte zu erteilen.

§ 12

Berichtspflichten

(1) Der Forderungsnehmer hat uber die DurchfUhrung der Leistung unter Vorlage eines Ver-

wendungsnachweises, bestehend aus einem Sachbericht und einem zahlenmal1igen

Nachweis wie folgt zu berichten.

• Mit Stichtag 31.12.2025 Verwendungsnachweis 2025 (01.07. bis 31.12.2025) bis

zum 31.03.2026

(Sachbericht und zahlenmal1iger Nachweis samt Belegen sowie Indikatorenliste fUr

2025).

1 Legt der Ftirdernehmer personenbezogene Daten Dritter (zB Dienstnehmer, BegOnstigte, etc.) gegenOber dem
Ftirderungsgeber offen, ist Art. 14 DSGVO anzuwenden.
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• Mit Stichtag 30.06.2026 Zwischenbericht 2026 (01.01. bis 30.06.2026) bis zum

31.08.2026

(Kurzdarstellung des aktuellen Umsetzungsstandes und Ausgabenubersicht).

• Mit Stichtag 31.12.2026 Verwendungsnachweis 2026 (01.01. bis 31.12.2026) bis

zum 31.03.2027

(Sachbericht und zahlenmaf?>iger Nachweis samt Belegen sowie die Indikatorenliste

fUr 2026).

• Mit Stichtag 30.06.2027 abschlieBender Verwendungsnachweis samt einer Zusam-

menfassung uber den gesamten Forderungszeitraum bis zum 31.08.2027

(Sachbericht und zahlenmaf?>iger Nachweis samt Belegen sowie die Indikatorenliste

fUr 2027).

Die allenfalls von der EU zusatzlich geforderten Berichte sind dem Forderungsgeber zeit-

gerecht vorzulegen.

(2) Aus dem Sachbericht muss insbesondere die Verwendung der aus Bundes- und EU-Mit-

teln gewahrten Forderung, der nachweisliche Bericht uber die DurchfUhrung der geforder-

ten Leistung sowie der durch diese erzielte Erfolg hervorgehen.

Der zahlenmaf?>ige Nachweis muss eine durch Belege nachweisbare Aufgliederung aller

mit der geforderten Leistung zusammenhangenden Einnahmen und Ausgaben umfassen.

Nahere AusfUhrungen sind dem "Guidance Document fUr die Abwicklung von Vorhaben

aus Forderungsmitteln, die durch das Bundesministeriums fUr Inneres gewahrt wurden" zu

entnehmen, das einen integrierenden Bestandteil des Forderungsvertrags bildet

(Anlage 7).

(3) Fur Rechnungen/Belege ist folgendes zu beachten: Siehe Anlage 7.

(4) Die Einsichtnahme in die Belege oder deren nachtragliche Vorlage wird vorbehalten. Die

Obermittlung von Papierbelegen kann auch in elektronischer Form erfolgen, wenn die voll-

standige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und uberprufbare Wiedergabe ge-

wahrleistet ist.

(5) Sofern fUr den Nachweis der widmungsgemaf?>en Verwendung der Forderungsmittel die

Verwendung personenbezogener Daten erforderlich ist, ist der Forderungsnehmer ver-

pflichtet, die diesbezuglichen personenbezogenen Daten zu ubermitteln.
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(6) Hat der Förderungsnehmer für denselben Verwendungszweck auch eigene finanzielle 

Mittel eingesetzt oder von einem anderen Rechtsträger finanzielle Mittel erhalten, so hat 

der zahlenmäßige Nachweis auch diese zu umfassen. 

(7) Wenn es zur Kontrolle erforderlich ist, kann der Förderungsgeber die Nachweisung aller 

Einnahmen und Ausgaben des Förderungsnehmers — insbesondere auch die Vorlage von 

Bilanzen und Jahresabschlüssen — sowie sonstigen zweckdienlichen Unterlagen verlan- 

gen. 

§ 13 

Auszahlung der Forderung 

(1) Die Auszahlung der Férderung erfolgt erfolgt nach dem folgenden Zahlungsplan, soweit 

die Förderungsmittel zur Leistung falliger Zahlungen durch den Förderungsnehmer für die 

geförderte Leistung entsprechend dem Förderungszweck benötigt werden: 

e Die Auszahlung des ersten Teilbetrages in der Höhe von max. 450.000 Euro erfolgt 

nach Rückübermittlung des gegengezeichneten Förderungsvertrages. 

e Die Auszahlung des zweiten Teilbetrages in der Höhe von max. 450.000 Euro erfolgt 

mit Mitte Dezember 2025. 

e Die Auszahlung des dritten Teilbetrages in der Höhe von max. 100.000 Euro erfolgt 

nach Vorlage des Zwischenbericht 2026. 

e Die Auszahlung des vierten Teilbetrages in der Höhe von max. 260.000 Euro erfolgt 

nach Vorlage des Verwendungsnachweis 2026. 

e Die Auszahlung des letzten Teilbetrages von max. 140.000 Euro erfolgt nach Vorlage 

und Abnahme des abschließenden Verwendungsnachweises. 

Die endgültige Feststellung der förderbaren Kosten erfolgt im Rahmen der Prüfung des 

abschließenden Verwendungsnachweises. 

Die Überweisungen erfolgen auf das Konto: 

can: Es 
BIC: PC 

lautend auf i) i KEEREN 

Bankinstitut: ik il 
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(2) Der F6rderungsgeber behalt sich vor, die Auszahlung einer F6rderung aufzuschieben,

wenn und solange Umstande vorliegen, die die ordnungsgemar1e DurchfOhrung der Leis-

tung nicht gewahrleistet erscheinen lassen.

(3) FOr den Fall, dass F6rderungsmittel nicht unmittelbar nach ihrer Oberweisung an den F6r-

derungsnehmer fOr fallige Zahlungen im Rahmen des F6rderungszweckes verwendet wer-

den k6nnen, sind diese yom F6rderungsnehmer auf einem gesonderten Konto beim Kre-

ditinstitut Raiffeisenlandesbank NO-Wien bestm6glich anzulegen und die abreifenden Zin-

sen auf die F6rderung anzurechnen.

(4) Nach ordnungsgemar1er DurchfOhrung und Abrechnung der gef6rderten Leistung sind

nicht verbrauchte F6rderungsmittel unter Verrechnung von Zinsen in der H6he von 2 Pro-

zentpunkten uber dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab dem Tag der Auszah-

lung der F6rderung unverzOglich zuruckzuzahlen. 1m Fall des Verzuges gilt § 15 Abs. 4.

§ 14

Anderungen

Der F6rderungsgeber ist berechtigt, neue oder zusatzliche Bedingungen und Auflagen zur Er-

reichung des F6rderungszweckes zu verlangen, wenn nachtraglich besondere Umstande eine

Anderung der vereinbarten Vertragsbestimmungen (insbesondere Bedingungen und Aufla-

gen) es eliordern. Hieruber wird mit dem F6rderungsnehmer eine entsprechende Zusatzver-

einbarung getroffen. Kann eine solche Zusatzvereinbarung nicht getroffen werden, liegt ein

Einstellungs- und Ruckforderungsgrund unter sinngemar1er Anwendung des § 15 vor.

§ 15

Einstellung und Ruckzahlung der Forderung

(1) Der F6rderungsnehmer hat - unter Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender ge-

setzlicher Anspruche - die F6rderung uber Aufforderung des F6rderungsgebers, der von

diesern beauftragten Abwicklungsstelle oder der EU sofort zuruckzuerstatten, wobei der

Anspruch auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte F6rderungsmittel erlischt, wenn

insbesondere

1. Organe oder Beauftragte des Bundes oder der EU uber wesentliche Umstande

unrichtig oder unvollstandig unterrichtet worden sind,
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2. vorgesehene Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht erbracht oder erforder-

liche AuskOnfte nicht erteilt worden sind, sofern in diesen Fallen eine schriftliche,

entsprechend befristete und den ausdrOcklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der

Nichtbefolgung enthaltende Mahnung erfolglos geblieben ist, sowie sonstige in

diesem Vertrag vorgesehenen Mitteilungen unterlassen wurden,

3. der F6rderungsnehmer nicht aus eigener Initiative unverzOglich - jedenfalls noch

vor einer Kontrolle oder deren AnkOndigung - Ereignisse meldet, welche die

DurchfOhrung der gef6rderten Leistung verz6gern oder unm6glich machen oder

deren Abanderung erfordern wOrde,

4. der F6rderungsnehmer vorgesehene Kontrollmar1nahmen be- oder verhindert

oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der F6rderung innerhalb des fOr die

Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr OberprOfbar

ist,

5. die F6rderungsmittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden sind,

6. die Leistung nicht oder nicht rechtzeitig durchgefOhrt werden kann oder durchge-

fOhrt worden ist,

7. vom F6rderungsnehmer das Abtretungs-, Anweisungs- und Verptandungs- und

sonstige VerfOgungsverbote gemar1 § 8 Abs. 1 Z 9 nicht eingehalten wurden,

8. die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes nicht beachtet wurden (bei

Unternehmern),

9. die Bestimmungen des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder das Dis-

kriminierungsverbot gemar1 § 7b BEinstG nicht berOcksichtigt wurden,

10. Informations- und Publizitatsmar1nahmen gemar1 § 16 Abs. 3 nicht durchgefOhrt

werden,

11. von Organen der EU die Aussetzung und/oder ROckforderung verlangt wird,

12. sonstige F6rderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, insbesondere

solche, die die Erreichung des F6rderungszweckes sichern sollen, vom F6rde-

rungsnehmer nicht eingehalten wurden, oder

13. eine ROckerstattungsverpflichtung gemar1 § 30b Auslanderbeschaftigungsgesetz

(AusIBG), BGB!. Nr. 218/1975, vorliegt.

(2) Anstelle der in Abs. 1 vorgesehenen ganzlichen ROckforderung kann in den Fallen des

Abs. 1 eine blor1 teilweise Einstellung oder ROckzahlung der F6rderung erfolgen, wenn

a) die vom F6rderungsnehmer Obernommenen Verpflichtungen teilbar sind und die

durchgefOhrte Teilleistung fOr sich allein f6rderungswOrdig ist,

b) kein Verschulden des F6rderungsnehmers am ROckforderungsgrund vorliegt und
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c) fOr den Forderungsgeber die Aufrechterhaltung des Forderungsvertrages weiter-

hin zumutbar ist.

(3) Es erfolgt eine Verzinsung des ROckzahlungsbetrages vom Tage der Auszahlung der For-

derung an mit 4 % pro Jahr unter Anwendung der Zinseszinsmethode. Liegt dieser Zins-

satz unter dem von der EU fOr ROckforderungen festgelegten Zinssatz, wird dieser heran-

gezogen.

(4) 1m Fall eines Verzuges bei der ROckzahlung der Forderung erfolgt die Verrechnung von

Verzugszinsen fOr Unternehmen im Ausmar.. von 9,2 Prozentpunkten Ober dem jeweils

geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab Eintritt des Verzugs, andernfalls mit 4 Prozentpunkten

Ober dem jeweils geltenden Basiszinssatz, mindestens jedoch 4 %. Der Basiszinssatz, der

am ersten Kalendertag eines Halbjahres gilt, ist fOr das jeweilige Halbjahr mar..geblich.

§16

Sonstige Bestimmungen

(1) Der Forderungsnehmer hat die Hohe des unmittelbar oder mittelbar erzielten Gewinnes

(Oberschusses) aus der Leistung wahrend oder innerhalb von fOnf Jahren nach deren

DurchfOhrung (z.B. durch die gewinnbringende Auswertung einer Leistung) unverzOglich

dem Forderungsgeber anzuzeigen und diesen auf dessen Verlangen bis zur Hohe der er-

haltenen Forderung am Gewinn (Oberschuss) zu beteiligen.

(2) Der F6rderungsnehmer nimmt zur Kenntnis, dass insbesondere sein Name, die Bezeich-

nung des Vorhabens sowie die Hohe der gewahrten Forderungsmittel nach Mar..gabe der

jeweils geltenden unionsrechtlichen Vorschriften veroffentlicht werden konnen.

(3) Der Forderungsnehmer ist verpflichtet, auf seiner Website, bei allen im Rahmen der Pro-

jektumsetzung erstellten Publikationen sowie bei Tagungen die Unterstotzung durch das

BMI bekannt zu machen und in seinen internen Vermerken und Berichten auszuweisen.

Aile Projektunterlagen und Publikationen mOssen folgenden Vermerk enthalten: "Dieses

Projekt wird durch das Bundesministerium fOr Inneres gefordert."

(4) Der F6rderungsnehmer bestatigt hiermit, dass die aus De-minimis-Programmen erhalte-

nen Beihilfen in den letzten drei 8teuerjahren die jeweils gOltige De-minimis-Obergrenze

nicht Oberschritten haben.

Seite 15 von 17



§ 17

Schriftlichkeit. salvatorische Klausel

(1) Neben diesem Vertrag bestehen keine mundlichen oder schriftlichen Abreden. Anderun-

gen und/oder Erganzungen dieses Vertrages bedurfen in jedem Fall bei sonstiger Rechts-

unwirksamkeit der Schriftform; das Obersenden per Fax genugt der Schriftform. Ein Abge-

hen vom Schriftformerfordernis ist ausdrucklich ausgeschlossen.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder

werden oder sich als undurchfUhrbar erweisen, so wird hierdurch die Wirksamkeit der ub-

rigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht beruhrt. An der Stelle der unwirksamen oder

undurchfUhrbaren Bestimmung soli diejenige wirksame und durchfUhrbare Regelung tre-

ten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung am nachsten kommen, die die Ver-

tragsparteien mit der unwirksamen bzw. undurchfUhrbaren Bestimmung verfolgt haben.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend fUr den Fall, dass sich der Vertrag

als luckenhaft erweist. Sofern die Auslegung aus rechtlichen Grunden unzulassig ist, ver-

pflichten sich die Vertragspartner, dementsprechend erganzende Vereinbarungen zu tref-

fen. 1mFaile der Nichtvereinbarung gelten subsidiar die einschlagigen gesetzlichen Rege-

lungen jeweils zum Zeitpunkt der Erbringung der forderbaren Leistung.

§18

Gerichtsstand, anwendbares Recht

(1) Ais Gerichtsstand wird in allen aus der Gewahrung der Forderung entstehenden Rechts-

streitigkeiten ausschlief1lich das jeweils sachlich zustandige Gericht in Wien vereinbart.

(2) Es gilt ausschlief1lich osterreichisches Recht unter Ausschluss der Verweisungsnormen,

sodass jedenfalls osterreichisches Recht anwendbar ist.

§19

Forderungsmissbrauch

Der Forderungsnehmer nimmt zur Kenntnis, dass die missbrauchliche Verwendung von For-

derungsmitteln strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen kann.
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§ 20 

Vertragsausfertiqung 

Dieser Vertrag wird in zwei Gleichschriften ausgefertigt, wovon eine Gleichschrift der Förde- 

rungsgeber und eine der Férderungsnehmer erhalten. Wenn der Förderungswerber nicht bin- 

nen 4 Wochen ab Zusendung (Poststempel) schriftlich die Annahme des Förderungsanbots 

samt den damit verbundenen Auflagen und Bedingungen erklärt, gilt das Förderungsanbot als 

widerrufen. Betreffend die Zusendung gelten die Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen 

Gesetzbuchs. 

Für den Förderungsgeber: Für den Förderungsnehmer: 

AO 
Wien, am 46:.2.1:..2025 Wien, am 4 Ae. a 2025 

KOMPETENZZENTRUM 

SICHERES OSTERREICH 
Förderungsansuchen 

Finanzplan .Kompetenzzentrum-sicheres-oesterreich.at 

Indikatorenliste 

Datenverarbeitungsauskunft 

1 

2 

3 

4. Organisations- und Personalplan 

5 

6 

7 Guidance Document 

? Leserliche Beifügung des Namens des Unterzeichnenden 
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